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Stellungnahme / Hinweise zum Entwurf des Handlungsrahmen Ganztagsschule 

 

Grundsätzlich ist bei dem Entwurf, der bereits seit 2019 in Bearbeitung ist, die Nichtbeachtung der 

UN-BRK Artikel 4 Abs. 31 in Verbindung mit den Allgemeinen Anmerkungen Nr. 7 des  UN-

Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie dem 

Landesgleichberechtigungsgesetz  (LGBG (aktuelle und kürze rechtlich angepasste  Fassung) sowie 

der GGO2 (einzubindende Fachkreise und Verbände) deutlich zu kritisieren. Aus vorgenannten 

rechtlichen Grundlagen ergibt sich eine frühzeitige und stetige Beteiligungspflicht der nach Art. 4 

Abs. 3 i.V.m. §33 UN-BRK gesetzten höchsten Interessensvertretung  des Landes Berlin - dem 

Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen Berlin  (LbfMmB). Dies in allen Belangen die 

Menschen mit Behinderung – insbesondere von Mehrfachdiskriminierungen betroffene Kinder und 

Jugendliche mit Behinderung – direkt oder indirekt betreffen. Dies betrifft auch – wie bereits der 

Titel beschreibt – den Entwurf der Qualitätsstandards für die inklusive Berliner Ganztagsschule. 

Die Beteiligung der nicht stimmberechtigten, sogar lediglich nur mit Gast- und Rederecht versehenen 

Interessensvertreter*innen für Menschen mit Behinderung im  LSB erfüllen diese Vorgabe für das 

Land Berlin nicht. Die Anhörung zum Entwurf des Handlungsrahmens Berliner Ganztagsschule 

während einer Fachsitzung des LSB entspricht keinen Falls eine den Rechtsnormen entsprechende 

Beteiligung des LbfMmB.  

Die genannten Rechtsnormen beschreiben unmissverständlich, dass die Beteiligung in jeder Phase 

der Entwicklung von politischen Konzepten , Programmen und Gesetzen von MmB gewährleistet sein 

muss – also von der Idee an. So sind frühzeitig und stetig Organisationen von MmB einzubeziehen 

und zu konsultieren,  zuvor Verfahrensregeln gemeinsam mit den Organisationen von Menschen mit 

Behinderungen festzulegen. 

Die fehlende Klärung zur frühzeitigen Einbeziehung des Landesbeirates für Menschen mit 

Behinderung in den Entwurf der Qualitätsstandards für die inklusive Berliner Ganztagsschule ist nicht 

rechtens. Erst während der Anhörungsphase im Jahr 2021 erfährt der Landesbeirat von diesem 

Konzept, zwei Jahre nach dem Start der Entwurfsentwicklung, Gast- und Rederecht der LBB 

Vertreter*innen im LSB genügt nicht, im Nachgang schriftlich Stellung zu beziehen ebenso. 

Der Landesbeirat erwartet einen Dialog und Vorschläge, wie die ordentliche Einbeziehung in diesem 

Sachverhalt Konzept inklusive Ganztagsschule und für jedes zukünftige gelingen kann. 

Abseits der noch zu erfolgenden Anhörung und Stellungnahme des LbfMmBB dennoch punktuell eine 

Rückmeldung von mir, als Interessensvertretung Menschen mit Behinderung im LSB, zu diesem 

Vorhaben und grundsätzlicher Linie: 

Für die Implementierung dieses Handlungsrahmens ist es sinnvoll, einige Muster – Ganztagsschulen 

jeder Berliner Schulform in den Bezirken einzurichten, die stetig in direkter Begleitung des LbfMmB, 

des LbfMuI und  der SenBJF den Handlungsrahmen auf Tauglichkeit im realen Ganztagsschulalltag 

prüfen und ggf. sehr zeitnah nachzusteuern. Das in diesen Modellschulen tätige Personal und das 

System Modellschule kann dann Multiplikator für andere Ganztagsschulen und Ausbildungs- / 

Weiterbildungsstätte für schulisches Personal in Ganztagsschulen in ganz Berlin sein. 

                                                           
1 Wie andere internationale Verträge gilt die UN-BRK in Deutschland als einfaches Bundesrecht. Nach dem 
Gebot der Bundestreue bindet sie damit auch die Länder in den Bereichen ihrer Gesetzgebungskompetenzen 
bereits seit 26.03.2009. 



(Modell- und Ausbildungs-/Weiterbildungsschulen wären auch für alle anderen Schularten ein aus 

meiner Sicht sehr sinnvolle und auch sicher umsetzbares Instrument, um die Qualität Berliner 

Schulen für ALLE nachhaltig zu verbessern.) 

Eine weitere grundsätzliche Idee wäre ein teilweise in der Wirtschaft übliches Rotationsverfahren der 

Schulleitungen / Schulleiter zu etablieren. Ein zentral gut ausgebildeter Schulleiter, eine zentral gut 

ausgebildete Schulleitung kann mit der entsprechenden Unterstützung direkt durch die zu 

beteiligenden Beiräte auf Landesebene mit der SenBJF jede Schule zu einer guten Schule machen. Im 

Rotationsverfahren käme auch nie die oft zur Stagnation in der Entwicklung von guter Berlin Schule 

führende „Alltagstrott“ sowie auch nicht zu der irgendwann einsetzenden „Systemblindheit“. 

Grundsätze zur Umsetzung inklusiven Ganztages in der Berliner Schule erläutern wir Ihnen gern im 

Dialog. 

Wir möchten darauf hinweisen, dass wir im Rahmen des Art. 33 der UN-BRK, im Absatz 3 eine 

entsprechend überwachende Rolle jedweder Planungen um inklusive Vorhaben in allen 

Lebensbereichen erfüllen. Wir werden Rückmeldungen an die Monitoring-Stelle im Institut für 

Menschenrechte zu den Praktiken der regelmäßig fehlenden „bedeutenden“ Beteiligung der 

Senatsverwaltung für Bildung vermitteln und fordern auf, zukünftig frühzeitig in allen direkten oder 

indirekten Belangen  um Menschen mit Behinderung diese auch entsprechend einzubinden. Dann 

steht nicht nur Inklusion in den verschiedenen Überschriften, dann steckt sie auch tatsächlich drin! 

Vielen Dank für eine zeitnahe Verständigung und Dialog um das Konzept und Vorschläge der 

zukünftigen frühzeitigen und stetigen Einbeziehung! 

Holger Metzing, 226.05.2021 

 

 

 

 

 


